
Künftige Finanzierung der Alterspflege 
In einer Postulatsbeantwortung zeigt die Regierung mittels vier Modellen auf, wie Pflege und Betreuung 2050 aussehen könnten. 
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Kranksein kostet. Durch Steu-
ern, Sozialversicherungen, 
AHV und Rente werden die 
Kosten in der Alterspflege ge-
deckt. Die künftige Finanzie-
rung bei einer «Überalterung» 
der Gesellschaft ist die Heraus-
forderung von heute. Aus die-
sem Anlass übergab 2017 der 
Landtag ein dementsprechen-
des Postulat der Regierung. 
Diese antwortete am 27. Okto-
berber dieses Jahres und stellte 
vier mögliche Modelle vor, wie 
die Finanzierung in Zukunft 
geregelt sein könnte. 

Von «Kostenverbilligung» 
bis zur Pflegeversicherung 
Im ersten Modell soll das  
jetzige System fortgesetzt wer-
den. «Die öffentliche Hand 
leistet Beiträge, welche den Be-
zug von Leistungen für die 
Empfänger derart verbilligen, 
dass diese unter normalen Um-
ständen mit den laufenden Ein-
nahmen oder den Ersparnissen 
der Leistungsbezüger bezahlt 
werden können». Das heutige 
Flickwerk in der Finanzierung 
soll durch eine durchgängige 
und nach einheitlichen Regeln 
gestaltete «Pflegekostenverbil-
ligung» ersetzt werden.  

Die Stiftung Zukunft.li 
schlägt hingegen vor, dass ein 
individuelles Pflegekapital er-
stellt wird. Ausgangspunkt der 
Überlegungen ist ein monatli-
cher Sparbeitrag. Die Spar-
pflicht beginnt dabei ab 45, 50 
oder 55 Jahren und der Beitrag 
macht dabei 100, 175 oder  
250 Franken aus. Dies solange, 
bis ein definierter Pflegebedarf 

eintritt. Dabei kann eine Über-
belastung der Generationenso-
lidarität vermieden werden. 
Das angesammelte Kapital ist 
vererbbar. 

Beim dritten Modell wer-
den bei der Pensionskasse zu-
sätzliche Lohnprozente erho-
ben. Bei der Pensionierung 
wird sodann ein gewisser Teil 
des Kapitals abgetrennt und für 
Pflegekosten «aufbewahrt.» 
Ein Nachteil dieser Variante ist, 
dass für die geburtenstarken 

Jahrgänge die Verrentung in 
den nächsten 15 Jahren bevor-
steht. Somit steht nicht viel Zeit 
zur Errichtung des Kapital-
stocks zur Verfügung. Transpa-
renz über Finanzströme wird 
geschaffen. 

Betreuungs- und Pflegever-
sicherung (BPV) stellt das 
vierte Modell dar. Dieses er-
setzt die bisherige Formen der 
Finanzierung durch Steuern 
und Krankenversicherungsprä-
mien vollständig. Der Klient 

bezahlt den Leistungsanbieter  
dabei direkt. 

Künftige Entwicklung  
im Bereich der Pflege 
Die Regierung rechnet damit, 
dass sich in zehn Jahren die An-
zahl der über 80-Jährigen ver-
doppelt und im Jahr 2050 ver-
dreifacht hat. Aktuell kommt 
auf eine Person zwischen  
18 und 65 Jahren eine Person ab 
80 Jahren. 2050 wäre das Ver-
hältnis 1 zu 4,5. Gemäss einer 

Studie von Zukunft.li, auf die 
sich die Regierung stützt, be-
laufen sich die Gesamtkosten 
für Pflege und Betreuung von 
über 64-Jährigen derzeit auf  
43 Millionen Franken jährlich. 
Alleine mit einer Kostensteige-
rung von einem Prozent 
jährlich werden im Jahr 2050  
Kosten von über 200 Millionen 
Franken anfallen. Dass die Jun-
gen für die Alten zu zahlen ha-
ben, gefährde die Generatio-
nensolidarität. Die Regierung 

stellt die Frage in den Raum, ob 
das heutige System durch eines 
ergänzt werden kann, das ver-
mehrt auf ein Kapitaldeckungs-
verfahren setzt. In diesem spart 
jede Person für sich selbst. Die 
Regierung attestiert diesbezüg-
lich ein Problem, denn durch 
die hohe Subventionierung sei 
in Teilen der Bevölkerung auch 
eine entsprechend hohe und 
teilweise auch ungesunde An-
spruchshaltung entstanden: 
«Ein Systemwechsel wird viel 
Überzeugungsarbeit benöti-
gen, insbesondere wenn dieser 
mit zusätzlichen Belastungen 
für den Einzelnen verbunden 
ist oder gar eine stärkere Ab-
hängigkeit von Einkommen 
und Vermögen resultiert.» Für 
die Betroffenen funktioniere 
das jetzige System bisher gut, 
wie die Regierung schreibt: «Es 
ist in vielen Fällen kaum nötig, 
für die Bestreitung der Kosten 
der Alterspflege auf das Vermö-
gen zuzugreifen, und es wird 
für die Bestreitung der Kosten 
für die Pflege in aller Regel 
nicht auf Verwandte zurückge-
griffen.» 

Bisheriges System  
ist komplex 
Auch in seiner Unübersichtlich-
keit ist das jetzige System pro-
blematisch. «Aus Sicht einer 
geordneten Staatsführung und 
vorausschauenden Finanzpla-
nung ist die Situation der sehr 
unübersichtlichen Mehrfach-
subventionierung unbefriedi-
gend», heisst es in der Postu-
latsbeantwortung. Alle vorge-
schlagenen Modelle der 
Regierung stützen sich auf eine 
Systemvereinfachung. 

Die Regierung zeigt Modelle auf, wie der «Überalterung» der Gesellschaft entgegenzutreten ist. Bild: Keystone
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